
StVollstrO: § 34 Weitere Maßnahmen zur Sicherstellung der Strafvollstreckung

§ 34  Weitere Maßnahmen zur Sicherstellung der Strafvollstreckung 
 
(1) Ist die verurteilte Person flüchtig oder hält sie sich verborgen, so kann die Vollstreckungsbehörde zur 
Strafvollstreckung die Ausschreibung zur Festnahme veranlassen (§ 457 Absatz 1 und 3, § 131 StPO).

(2) 1Art und Umfang von Fahndungsmaßnahmen sollen in einem angemessenen Verhältnis zur Höhe der 
verhängten Strafe stehen. 2Ausschreibungen sind, wenn die Voraussetzungen eines 
Vollstreckungshaftbefehls vorliegen, nur zum Zwecke der Festnahme zulässig. 3Liegen die 
Voraussetzungen eines Vollstreckungshaftbefehls nicht vor, kann zur Aufenthaltsermittlung ausgeschrieben 
werden (§ 457 Absatz 1 und 3, § 131a StPO).

(3) Ist die verurteilte Person in den kriminalpolizeilichen Fahndungshilfsmitteln ausgeschrieben und fällt der 
Fahndungsgrund weg, so veranlasst die Vollstreckungsbehörde unverzüglich die Löschung; ein 
Ausschreibungsersuchen, dem noch nicht entsprochen worden ist, nimmt sie zurück.

(4) 1Ist der verurteilten Person der Beschluss über den Widerruf der Aussetzung der Strafe, des Strafrestes, 
der Unterbringung, des Straferlasses oder über die nach § 67c Absatz 2 StGB angeordnete Vollstreckung 
der Unterbringung öffentlich zugestellt, so sind dem Ausschreibungsersuchen ein Empfangsbekenntnis und 
zur Aushändigung an die verurteilte Person beizufügen

1.  je eine beglaubigte Abschrift der genannten Beschlüsse und
 
2.  eine Belehrung über die Möglichkeit, die nachträgliche Anhörung (§ 33a StPO) oder die 
Wiedereinsetzung in den vorigen Stand zu beantragen und gleichzeitig sofortige Beschwerde einzulegen 
(§§ 44, 45, 453 Absatz 2 Satz 3 StPO).

 
2Das von der verurteilten Person unterzeichnete Empfangsbekenntnis ist zum Vollstreckungsheft zu geben.


